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angenommen habe. Hier liegt eine primäre Verpflichtung von PRO
HELVETIA, die nicht nur unser Land im Ausland bekannt machen muss. Wir
haben auf diesem Gebiet grosse Mühe und müssen noch bedeutende
Anstrengungen unternehmen. Der gegenseitige kulturelle Austausch
zwischen den Sprachregionen ist Staats-, kultur- und gesellschaftspolitisch eine
der wichtigsten Aufgaben. Ein grosses Problem ist der Deutschschweizer
Dialekt. Die Welschen lernen ja in der Schule die hochdeutsche Sprache.

Wie können die Erkenntnisse des Clottu-Berichtes in die Wirklichkeit
umgesetzt werden?

Möglichst viel an kultureller Tätigkeit muss in den Gemeinden geschehen.

Jede Gemeinde sollte aus dem Clottu-Bericht 1 bis 2 Schlussfolgerungen
ziehen. Ein Finanzausgleich zugunsten zurückgebliebener Regionen ist

auch für die Kulturförderung wichtig.
Die kulturellen Organisationen, die Schriftstellerverbände und

Tonkünstlervereine sollten konkrete Vorschläge propagieren und nicht nur
ihre prinzipielle Zustimmung geben.

Eine letzte Frage: Was sagen Sie zum Zustand unserer Partei?
Das Wesentliche scheint mir zu sein, dass sich die Partei auf konkrete

Aufgaben und Sachprobleme konzentriert, die dringend für grosse
Volksschichten und die auch lösbar sind. Vor allem im Bereich der Sozialpolitik,
der Kulturpolitik und der Bildungspolitik werden von uns Leistungen
erwartet. Durch diesen positiven Einsatz für Aufgaben zum Wohle unserer
Bevölkerung wird die Geschlossenheit der Partei gestärkt.

Besten Dank für das Interview!

Das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement und die Schweizerische

Nationalbank veröffentlichten den Bericht der drei
Wirtschaftswissenschaftsprofessoren Gottfried Bombach (Basel), Henner Kleinwefers
(Freiburg i. Ü.) und Luc Weber (Genf) über «Lage und Probleme der
Schweizerischen Wirtschaft 1978/79.» Wir lesen darin:

«An mehreren Stellen des Berichtes wird auf die verschiedenen
Gesamtkonzeptionen verwiesen, die möglicherweise erst dann zu vermehrter

Investitionsnachfrage führen, wenn sich die Angebot/Nachfrage-Situation
auf dem Kapitalmarkt fundamental verändert hat.»

Und:
«Eine unter volkswirtschaftlichen wie auch unter allgemein politischen

Gesichtspunkten wesentliche Kritik muss sich gegen das intransparente
Finanzierungssystem der AHV richten. Es wäre möglich und erwünscht,
die sogenannten Arbeitgeberbeiträge und die Staatszuschüsse abzuschaffen

und die AHV ausschliesslich aus den Beiträgen der Versicherten zu
finanzieren.» P. /. V.
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